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Sprachenprüfung als Alternative zum Unterricht einer 
zweiten Fremdsprache – ein Reformvorschlag

Dita Vogel

Als der Rat für MigraƟ on – ein bundesweiter Zusammenschluss von rund 170 WissenschaŌ lerinnen und 
WissenschaŌ lern aus unterschiedlichen Disziplinen, die zu Fragen von MigraƟ on und IntegraƟ on for-
schen – ein neues DebaƩ enformat ausgeschrieben hat, in dem „konstrukƟ ve und innovaƟ ve Vorschläge 
zur Gestaltung des gesellschaŌ lichen oder poliƟ schen Umgangs mit MigraƟ on“ (Rat für MigraƟ on 2020) 
vorgestellt werden sollten, habe ich die Gelegenheit genutzt, einen Rechtsanspruch auf eine Sprachen-
prüfung vorzuschlagen. Diesem DebaƩ enbeitrag (vgl. Vogel 2021a) möchte ich hier in AbschniƩ  2 noch 
einmal in geringfügig aktualisierter und redigierter Form in die Fachdiskussion derjenigen einbringen, 
die zu HerkunŌ ssprachen forschen. In den Schlussbemerkungen gehe ich kurz auf die DebaƩ e im An-
schluss ein, die auf den Vorschlag folgte.

1. Ein Reformvorschlag für den Abbau der Diskriminierung von mehrsprachig 
Aufgewachsenen bei Schulabschlüssen

Wenn es um den Nachweis von Sprachenkenntnissen für Schulabschlüsse geht, 
kommt es in Deutschland derzeit nicht auf die tatsächlichen Sprachenkenntnisse 
an, sondern auf den Besuch des Fremdsprachenunterrichts in Deutschland. Da-
durch werden Kinder diskriminiert, die außerhalb der Schule Kompetenzen erwor-
ben haben – vor allem Kinder, die in ihrer Familie auch eine andere Sprache als 
Deutsch sprechen. Um die Diskriminierung dieser mehrsprachig Aufgewachsenen 
abzuschaff en, wird hier ein weitreichender Rechtsanspruch auf Prüfung von Spra-
chenkenntnissen und ein darauf vorbereitender Unterricht vorgeschlagen.

Die Idee für diesen Vorschlag ist in der Arbeit des Projekts „TransnaƟ onale Mobilität 
in Schulen“ (TraMiS)1 entstanden. In diesem Forschungs- und Entwicklungsprojekt 

1 Das Forschungs- und Entwicklungsprojekts TransnaƟ onale Mobilität in Schulen wurde von 2/2018-
4/2021 vom Bundesministerium für Bildung und Forschung im Programm ‚MigraƟ on und gesellschaŌ -
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wurden zahlreiche Gespräche mit Schulleitungsmitgliedern, Lehrpersonen, Eltern 
sowie Schülerinnen und Schülern geführt. Dabei wurde deutlich, dass ein grundle-
gendes Problem im System der Sprachenanforderungen bei Schulabschlüssen be-
steht.

1.1 Sprachenfächer und Schulabschlüsse

Die Anforderungen an Sprachen bei Schulabschlüssen in Deutschland lassen sich 
vereinfacht so skizzieren: Um den ersten Schulabschluss nach der 10. Klasse zu er-
langen, muss eine Fremdsprache – in der Regel Englisch – gelernt werden. Wer 
Abitur machen will, braucht auch eine zweite Fremdsprache. Die deutschen Abitur-
anforderungen entsprechen von der Grundidee der SprachenpoliƟ k der Europäi-
schen Union, nach der alle EU-Bürger*innen zusätzlich zur Erstsprache zwei weitere 
Sprachen bis zu einem gewissen Grad beherrschen sollten (Erstsprache +2) (vgl. 
Hériard 2019). 

Dass Kenntnisse in drei Sprachen erwartet werden, lässt sich als eine Wertschät-
zung von Mehrsprachigkeit auff assen. Diese erstreckt sich aber nur auf die wenigen 
Sprachen, die in der Schule als Fremdsprache angeboten werden. Dabei handelt es 
sich nur selten um Sprachen, die von Zugewanderten und ihren Nachkommen ge-
sprochen werden. Die „Wertschätzung und Anerkennung der herkunŌ sbedingten 
Mehrsprachigkeit“, wie sie in den Empfehlungen zur interkulturellen Bildung der 
Kultusministerkonferenz gefordert wird (HRK und KMK 2015; KMK 2013: 7), geht 
dagegen oŌ  nicht über symbolische OrienƟ erungen wie z. B. durch mehrsprachige 
Grußformeln im Eingangsbereich von Schulen hinaus.

Der Begriff  HerkunŌ ssprache wird für Sprachen eingewanderter Minderheiten ver-
wendet (vgl. Fürstenau 2011: 31). Im schulischen Kontext geht es dabei um Spra-
chen, die in der Familie gelernt wurden, und die nicht als Fremdsprachen ange-
boten werden. Sie haben den Status eines neƩ en Extras – sie können bestenfalls 
zusätzlich in einem freiwilligen Unterricht gepfl egt werden, der nicht für den Schul-
abschluss zählt2. Der Unterricht wird oŌ  von schlechter bezahlten Lehrpersonen 
am NachmiƩ ag erteilt, die z.T. keine pädagogische Ausbildung haben (vgl. Brehmer 
& Mehlhorn 2018: 72). Es ist daher nicht überraschend, dass das Interesse von Ju-
gendlichen und Eltern gering ist. In einer StreitschriŌ  für den Ausbau des türkischen 
HerkunŌ ssprachenunterrichts zum Fremdsprachenunterricht wird die ProblemaƟ k 
unmissverständlich angesprochen:

licher Wandel‘ (01UM1803Y) gefördert. Akademische Texte sowie illustrierte Handouts und Comics für 
Bildungskontexte fi nden Sie unter tramis.de.
2 Mediendienst IntegraƟ on (2019) Selbstverständlich gibt es – wie immer im Bereich der schulischen 
Bildung – im Detail Unterschiede zwischen den Bundesländern. So kann z.B. in Nordrhein-Wesƞ alen eine 
Prüfung in der HerkunŌ ssprache eine schlechte Englischnote ausgleichen NRW (2020).
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Überspitzt formuliert muss gerade aus ElternperspekƟ ve die Frage erlaubt 
sein: Warum die Kinder in einen HerkunŌ ssprachenunterricht schicken, wo 
sie sich langweilen und wertvolle Zeit vergeuden, in der sie entweder für 
andere Fächer lernen oder etwas „Sinnvolleres“ wie Sport machen könnten, 
wenn sie dort nicht einmal ein anerkanntes ZerƟ fi kat erwerben können und 
zu allem Überfl uss in den Augen ihrer Mitschüler und LehrkräŌ e auch noch 
zu „Türken“ werden, obgleich sie sich doch oŌ  als Deutsche fühlen? (Küppers 
& Schröder 2017: 60)

Für mehrsprachig aufgewachsene Kinder – also Kinder, die z.B. im familiären und 
freundschaŌ lichen Umfeld regelmäßig mehr als eine Sprache verwenden (vgl. Lüdi 
1996: 234) – halten die meisten Schulen in Deutschland kein passendes Angebot 
bereit. Das möchte ich an drei Beispielen zeigen, die auf reale Fälle zurückgehen.

Stellen wir uns die 14jährige Tochter eines Ehepaars vor, bei dem der Vater besser 
Griechisch als Deutsch und die MuƩ er besser Deutsch als Griechisch spricht. Wenn 
der Vater dabei ist, spricht die Tochter Griechisch, wenn er nicht dabei ist, spricht 
sie Deutsch. Sie liest Bücher auf Deutsch und schaut im Internet griechische Filme.

Griechisch ist für diese Jugendliche keine Fremdsprache, die sie von Grund auf ler-
nen muss. Wenn an ihrer Schule ausnahmsweise Griechisch als Fremdsprache an-
geboten wird und sie daran teilnimmt, wird sie deshalb möglichweise als Störfaktor 
wahrgenommen (vgl. Brehmer & Mehlhorn 2018: 78). Wenn Griechisch nicht als 
Fremdsprache angeboten wird, muss sie eine weitere Sprache wie Französisch oder 
Spanisch erlernen, um Abitur machen zu können. Ihr Griechisch kann sie allenfalls 
zusätzlich im HerkunŌ ssprachenunterricht weiterentwickeln.

Ein Griechischunterricht, der ihren Kenntnissen und Bedürfnissen angemessen ist, 
müsste anstelle einer Fremdsprache erteilt werden und ihre in der Familie erwor-
benen Sprachkompetenzen einbinden und weiterentwickeln.

Als zweites Beispiel stellen wir uns einen Jugendlichen in der siebten Klasse eines 
Gymnasiums vor, der mit der syrischen Variante von Arabisch aufgewachsen ist und 
seit der 4. Klasse eine deutsche Regelschule besucht. Seit der Grundschule lernt er 
neben Deutsch auch Englisch als erste Fremdsprache. In seinem Gymnasium muss 
er in der 7. Klasse mit Französisch oder Latein als zweiter Fremdsprache beginnen. 
FakƟ sch muss der Schüler also drei neue Sprachen lernen, während er zugleich alle 
Sachfächer in seiner neuen Sprache Deutsch zu bewälƟ gen hat – eine Aufgabe, die 
uns Lehrer*innen im Projekt TraMiS als immense Belastung beschrieben haben.

Dabei könnte er besser Deutsch lernen, wenn er seine Erstsprache Arabisch münd-
lich und schriŌ lich weiterentwickeln dürŌ e, staƩ  Französisch zu lernen. Beim Er-
lernen neuer Sprachen wird an das bereits vorhandene Sprachenverständnis an-
geknüpŌ  (vgl. García & Kleifgen 2018: 57). Mit Lern- und Prüfungsmöglichkeiten 
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in Arabisch, Deutsch und Englisch häƩ e er eine faire Chance, seine PotenƟ ale zu 
enƞ alten und das Abitur zu bestehen.

Das driƩ e Beispiel: Wer erst als Jugendlicher nach Deutschland gekommen ist, kann 
gar nicht am regulären Fremdsprachenunterricht in Deutschland teilgenommen 
haben. Für solche Fälle ist vorgesehen, dass Kenntnisse in einer anderen Sprache 
durch eine Sprachprüfung nachgewiesen werden können. Voraussetzung ist jedoch, 
dass diese Möglichkeit am Schulstandort angeboten wird. Die Details sind wieder je 
nach Bundesland unterschiedlich ausgestaltet. 

Bei einem Schulbesuch im Rahmen der TraMiS-Studie haben wir einen jungen Mann 
mit vietnamesischer Erstsprache getroff en, der erst seit wenigen Jahren in Deutsch-
land war (vgl. Lukes & Vogel 2019). Er besuchte zum Zeitpunkt unseres Gesprächs 
die Vorbereitungsklasse eines Gymnasiums und haƩ e gerade begonnen, Spanisch 
zu lernen. Er häƩ e staƩ dessen gern seine Vietnamesischkenntnisse nachgewiesen, 
haƩ e aber dafür keine Prüfungsmöglichkeit erhalten. So war er gezwungen, eine 
weitere Fremdsprache zu lernen. Auch in diesem Beispiel muss ein Schüler zu drei 
Sprachen noch eine vierte dazulernen, während er sich in einer ohnehin schwieri-
gen LernsituaƟ on auf das Abitur in Deutsch vorbereitet. Für ihn wäre eine Anerken-
nung seiner Kenntnisse in Vietnamesisch auf der Basis bisheriger Zeugnisse oder 
einer Prüfung angemessen gewesen, damit er sich ohne weitere Hürden, die durch 
das Erlernen einer zusätzlichen Sprache entstehen, auf das Abitur konzentrieren 
und vorbereiten kann.

Bei mehrsprachigen Kindern handelt es sich eher um Regelfälle als um Ausnahmen, 
auch wenn Sprachlernbiographie unterschiedlich ist. Wie viele Schüler*innen in 
Deutschland mit mehr als einer Sprache aufwachsen, ist nicht bekannt. Es wird seit 
längerem angenommen, dass es sich um einen hohen und wachsenden Anteil han-
delt (vgl. RiƩ erfeld et al. 2013: 168). Für staƟ sƟ sche Zwecke werden meist Eltern 
gefragt, ob in der Familie vorwiegend Deutsch oder eine andere Sprache gespro-
chen wird. Dabei wurde für 2020 ermiƩ elt, dass rund 21 Prozent der Kita-Kinder 
zwischen 3 und 6 Jahren vorwiegend eine andere Sprache als Deutsch in der Familie 
sprechen, mit großen Unterschieden zwischen den Bundesländern von 6 Prozent 
in Mecklenburg-Vorpommern bis 39 Prozent in Bremen3. Auch in Haushalten, in 
denen vorwiegend Deutsch gesprochen wird, kann durchaus mehr als eine Sprache 
gesprochen werden, so dass der tatsächliche Anteil der mehrsprachig aufwachsen-
den Kinder deutlich höher sein dürŌ e.

Dass sich Schulen in Deutschland nicht adäquat auf mehrsprachige Schüler und 
Schülerinnen einstellen, wird in Fachdiskussionen schon seit langem kriƟ siert (vgl. 

3 FDZ der StaƟ sƟ schen Ämter des Bundes und der Länder sowie staƟ sƟ sches Bundesamt, Kinder und 
täƟ ge Personen in Tageseinrichtungen und in öff entlich geförderter Kindertagespfl ege 2018; berechnet 
vom LG Empirische Bildungsforschung der FernUniversität in Hagen, 2019. hƩ ps://www.laendermonitor.
de/ 
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Gogolin 1994). In der erziehungswissenschaŌ lichen Diskussion liegt der Schwer-
punkt auf migraƟ onsbedingter Mehrsprachigkeit ohne Bezug zum schulischen 
Fremdsprachenlernen (vgl. Fürstenau & Gomolla 2011). In Diskussionen um Spra-
chenpoliƟ k und FremdsprachendidakƟ k wird ebenfalls seit langem die Frage disku-
Ɵ ert, wie das Lernen mehrerer Sprachen funkƟ oniert und durch die Schule am bes-
ten unterstützt werden kann, auch unter BerücksichƟ gung von migraƟ onsbedingt 
präsenten Sprachen (vgl. Christ et al. 1980). 

Die ungleiche schulische BerücksichƟ gung von Sprachen wird als „Zwei-Klassen-
Mehrsprachigkeit“ mit Elitemehrsprachigkeit (Fremdsprachen) und Armutsmehr-
sprachigkeit (HerkunŌ ssprachen) bezeichnet (vgl. Krumm 2013). Selten werden 
migraƟ onsbedingte Mehrsprachigkeit und schulisches Fremdsprachenlernen im 
selben Kontext diskuƟ ert. Wenn das der Fall ist, wird vor allem die Aufwertung 
einzelner viel gesprochener Sprachen der Zuwanderung gefordert, z.B. durch mehr 
bilinguale Modelle und die Anerkennung als moderne Fremdsprachen (vgl. Küppers 
& Schröder 2017, 69). Über die Idee der Aufwertung einzelner Sprachen hinaus 
zielt das Konzept des Sprachenporƞ olios, das vom Europarat empfohlen wird4. Da-
bei sollen – in Ergänzung zu Zeugnissen – die gesamten Sprachenkenntnisse einer 
Person dokumenƟ ert werden. Meines Wissens gibt es aber derzeit keine konkreten 
Vorschläge, wie die schulische SituaƟ on nicht nur punktuell durch zusätzliche Ange-
bote, sondern grundsätzlich verändert werden kann.

1.2 Ein Veränderungsvorschlag

Der im Folgenden skizzierte Vorschlag geht von einer prinzipiellen Gleichstellung 
aller Sprachen aus. Als interdisziplinär ausgerichtete SozialwissenschaŌ lerin mit 
Schwerpunkten im Bereich MigraƟ on und Bildung habe ich mich in der Vergangen-
heit mit Rechtsansprüchen und ihrer Realisierung in anderen Themenbereichen 
auseinandergesetzt (z.B.Vogel & Cyrus 2006; Funck, Karakaşoğlu & Vogel 2015). Im 
Folgenden wird ein Vorschlag skizziert, durch einen erweiterten Rechtsanspruch 
auf Sprachenprüfungen eine Veränderung der BildungssituaƟ on vor allem von 
mehrsprachig Aufgewachsenen zu bewirken. Rechtsansprüche können als Verände-
rungsmotor tatsächlich zu Veränderungen führen, wie im Bildungsbereich z.B. bei 
Inklusion oder der Kita-Betreuung deutlich geworden ist.

Die Grundidee besteht darin, dass für den ersten Schulabschluss Kompetenzen in 
zwei Sprachen und für das Abitur in drei Sprachen ausreichen sollen. Damit dies gilt, 
sollen alle Sprachen, die zu besƟ mmende Mindestkriterien erfüllen, für Schulab-
schlüsse anerkannt und geprüŌ  werden – zumindest auf dem Niveau B1 im Europä-
ischen Referenzrahmen für Sprachen5. Das ist das Niveau, an dem sich die Bildungs-
4 Council of Europe hƩ ps://www.coe.int/en/web/porƞ olio/introducƟ on (2.5.2020).
5 Siehe z.B. die Darstellung beim GoetheinsƟ tut hƩ ps://www.goethe.de/Z/50/commeuro/303.html 
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standards für die zweite Fremdsprache (Englisch und Französisch) orienƟ eren und 
die sich auf andere Sprachen übertragen lassen. Auf die Prüfung der Kompetenzen 
soll bei rechtzeiƟ ger Anmeldung ein Rechtsanspruch bestehen.

Auch wenn die Grundidee in der Gleichstellung aller Sprachen für Schulabschlüsse 
besteht, muss doch zur Realisierung genauer besƟ mmt werden, was eine Sprache 
ist und welche Mindestkriterien erfüllt sein müssen, damit die Bildungsbehörden 
Prüfungen anbieten müssen, denn Sprachen und sprachliche Varietäten sind viel-
fälƟ g. Ein Prüfungsanspruch könnte z.B. bei allen Sprachen bestehen, für die es 
Unterrichtswerke, GrammaƟ ken und Wörterbücher gibt. Für eine EinsƟ egsphase 
in einen erweiterten Rechtsanspruch könnte auch zunächst ein engeres Kriterium 
gewählt werden, z.B. dass bereits von mindestens einer Stelle in Deutschland eine 
Sprachprüfung angeboten wird, denn dann gibt es Prüfungen und Prüfende für die-
se Sprache. Ein Rechtsanspruch würde dann dazu führen, dass die Bundesländer 
eine wechselseiƟ ge Unterstützung und angemessene fi nanzielle KompensaƟ onen 
für die Prüfungsleistungen vereinbaren. Die Durchführung der Prüfung könnte dann 
digital unter Einbeziehung von LehrkräŌ en des Schulstandorts als Aufsicht erfolgen. 
Die gewählten Kriterien für zu prüfende Sprachen sollten transparent sein und eine 
Erweiterung des Sprachenspektrums erlauben.

Wenn es sich um eine Sprache handelt, die bisher nirgendwo in Deutschland ge-
prüŌ  wird oder für die es nicht genug Prüfende gibt, müssten neue Wege gesucht 
werden. Das Ziel sollte sein, einen Pool an PrüfungsberechƟ gten zu entwickeln. So 
könnte z.B. eine Fortbildung zur PrüfungsberechƟ gung angeboten werden, durch 
die sich Sprachlehrende in herkunŌ sbezogenen Bildungsangeboten wie z.B. Sams-
tagsschulen oder zugewanderte Lehrer*innen zu PrüfungsberechƟ gten weiterbil-
den können. Wenn im Inland niemand in kurzer Zeit qualifi ziert werden kann, könn-
ten auch LehrkräŌ e aus dem Ausland, in dem die Sprache in Schulen unterrichtet 
wird, für Prüfungen geschult und angeworben werden.

Außerdem kann gefragt werden, ob wirklich immer eine Prüfung nöƟ g ist. So könn-
ten Schulzeugnisse als Nachweis von Sprachkompetenzen anerkannt werden. Da-
bei würde es nicht um die GleichwerƟ gkeit des Unterrichts in einem anderen Land 
gehen, sondern darum, ob dadurch ein Sprachbeherrschungsniveau von B1 unter-
stellt werden kann, also dass z.B. AlltagssituaƟ onen auf Reisen bewälƟ gt und über 
Vertrautes kommuniziert werden kann. Es erscheint mir einleuchtend, dass z.B. 
vier Jahre Vollzeit-Unterricht in französischer Unterrichtssprache mindestens eben-
so gute Französischkenntnisse vermiƩ eln wie vier Jahre Fremdsprachenunterricht 
Französisch in einer deutschen Schule, auch wenn der Schulabschluss selbst wegen 
anderer Unterrichtsinhalte nicht anerkannt wird.

(23.9.2021).
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Wenn Prüfungen abgenommen werden, sollten Schulen auch darauf vorbereiten. 
Bei häufi g in einer Stadt oder Region gesprochenen Sprache könnte in dieser Region 
mindestens eine Schule jeder Schulstufe die Sprache auch als Unterrichtsfach an-
bieten. In diesem Unterricht könnten Schüler*innen die Sprache neu erlernen, aber 
auch auĩ auend auf unterschiedlichen Vorkenntnissen ein bildungssprachliches 
Register ausbauen. Das legt nahe, mit binnendiff erenzierten und jahrgangsüber-
greifenden Angeboten zu arbeiten6. Wenn aber die Sprachen der Schüler*innen zu 
selten in der Region gesprochen werden oder die Wege zu weit sind, bietet dieser 
Unterricht in zusätzlichen Sprachen noch keine Lösung.

Ein digital gestützter Mehrsprachenunterricht könnte ein binnendiff erenziertes 
Lernen in allen Sprachen ermöglichen. In diesem Unterricht häƩ en sprachdidak-
Ɵ sch ausgebildete Lehrpersonen nicht die FunkƟ on, die Sprachen zu vermiƩ eln, 
auf deren VermiƩ lung sie sich im Studium vorbereitet haben. StaƩ dessen würden 
sie in KooperaƟ on mit externen bilingualen Lehrer*innen individualisierte Lernpro-
gramme entwickeln, die den Stand der Schüler*innen berücksichƟ gen. Sie sollen 
die Schüler*innen bei der BewälƟ gung ihrer Lernprogramme unterstützen und mo-
Ɵ vieren. Wenn Sprachen irgendwo auf der Welt schon gelehrt werden, sollte es 
möglich sein, innerhalb kurzer Zeit externe bilinguale Lehrer*innen zu engagieren 
und Lernmaterial zu fi nden oder zu entwickeln. Für viele Sprachen gibt es schon 
E-Learning-Kurse und Tests, die genutzt werden können. Wenn eine Sprache an ei-
ner deutschen Universität gelehrt wird, wäre diese als KooperaƟ onspartnerin nahe-
liegend. Selbstverständlich brauchen in einem solchen Kurs alle Schüler*innen als 
Lernwerkzeug ein Tablet oder einen Laptop. Viele Schulen haben Erfahrungen mit 
binnendiff erenziertem Unterricht, fl exiblen Lernbändern und jahrgangsübergrei-
fenden Angeboten, auf die sie auĩ auen könnten, und auch die Erfahrungen mit 
Online-Lehre in der Corona-Krise könnten genutzt werden. Dabei ist wohlgemerkt 
nicht gemeint, dass Schüler*innen ohne pädagogisch kompetente Unterstützung 
zuhause lernen sollen, sondern dass sie in einem binnendiff erenziert organisierten 
Klassenraum mit sprachdidakƟ scher und pädagogischer Unterstützung gemeinsam 
an einem eigenen Programm lernen, wobei idealerweise auch Peer-Learning mög-
lich ist, wenn es mehr als eine Lernende der Sprache gibt.

Vor der Einführung eines Rechtsanspruchs wäre es sinnvoll, wenn einige Schulen 
in unterschiedlichen Bundesländern Modellprojekte durchführen. Digital gestütz-
ter Mehrsprachenunterricht sollte in der Unterstufe, der MiƩ elstufe und Oberstufe 
sowie im städƟ schen und ländlichen Raum erprobt werden. Dabei müsste der Auf-
wand in Forschung und Schule durch ProjektmiƩ el fi nanziert werden. Die Schulen 
müssten in KooperaƟ on mit externen Partnern, die sich um Lernmaterialien, exter-
ne bilinguale Lehrer*innen und EvaluaƟ on kümmern, an ihre SituaƟ on angepasste 

6 s.a. die Überlegungen von Küppers & Schröder (2017: 65) für bilingualen Türkischunterricht als trans-
naƟ onales Angebot.
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Unterrichtskonzepte entwickeln. Die Länder müssten die Prüfungsmöglichkeit für 
die teilnehmenden Schüler*innen garanƟ eren. Eine EvaluaƟ on sollte mit dem Ziel 
durchgeführt werden, Möglichkeiten aufzuzeigen und Rahmenbedingungen zu for-
mulieren, damit bei Einführung eines Rechtsanspruchs Schulen Vorbilder haben, 
wie sie unterstützen können. Auĩ auend auf Modellprojekten ist die vorgeschla-
gene Reform ein realisƟ scher Weg, um innerhalb weniger Jahre eine bislang in der 
BildungspoliƟ k und -administraƟ on weithin unbeachtete Form der Benachteiligung 
im Bildungssystem abzuschaff en.

Die Abschaff ung der Diskriminierung habe ich hier als zentrales Anliegen vorge-
bracht. Ich kann mir aber noch eine Reihe weiterer posiƟ ver Eff ekte vorstellen. 
Mit der Abschaff ung der Diskriminierung durch Fremdsprachenanforderungen bei 
Schulabschlüssen würde eine Hürde für Schulabschlüsse wegfallen, so dass vor al-
lem zugewanderte Schüler*innen in der Folge seltener ohne Abschluss die Schu-
le verlassen und häufi ger auch das Abitur erreichen können. Die Möglichkeit zum 
Ausbau von familiär erworbenen Sprachkenntnissen kann Jugendliche in ihrer Per-
sönlichkeitsentwicklung, IdenƟ tätsarbeit und ihrem Selbstwertgefühl stärken. Die 
gleichberechƟ gte Anerkennung von Sprachen bei schulischen Abschlüssen könnte 
darüber hinaus in anderen gesellschaŌ lichen Bereichen zu einer höheren Sichtbar-
keit und Akzeptanz von Mehrsprachigkeit und damit verbundenen transnaƟ onalen 
OrienƟ erungen und IdenƟ täten führen.

LangfrisƟ g sind posiƟ ve Eff ekte für den WirtschaŌ sstandort Deutschland zu ver-
muten. Unternehmen könnten Menschen mit diverseren Sprachenkenntnissen be-
schäŌ igen und so ihre WirtschaŌ sbeziehungen besser diversifi zieren und zugleich 
auch auf Mitarbeitende zurückgreifen, die in der Schule mehr Zeit haƩ en, um sich 
z.B. auf Deutsch und MathemaƟ k zu konzentrieren.

Mir ist bewusst, dass in diesem DebaƩ enbeitrag nicht alle ImplikaƟ onen des Vor-
schlags diskuƟ ert werden. So wird z.B. nicht auf die besondere Bedeutung des Eng-
lischen als internaƟ onale Verkehrssprache eingegangen, die in anderen Sprachen 
mehrsprachig Aufgewachsenen nicht vorenthalten werden sollte. Auch wie die 
dominante Unterrichtssprache Deutsch bei Prüfungen behandelt wird, müsste in 
einer PerspekƟ ve der Gleichbehandlung aller Sprachen neu bedacht werden. Der-
zeit wird, vereinfacht gesprochen, immer zugleich die sprachliche und die fachli-
che Kompetenz abgefragt. Wer z.B. im Abitur eine exzellente InterpretaƟ on eines 
Romans abliefert, erhält Notenabzüge für Kommasetzungs-, Rechtsschreib- und 
GrammaƟ kfehler, auch wenn sie das Textverständnis nicht beeinträchƟ gen. Lang-
frisƟ g könnten die Begriff e Fremd- und HerkunŌ ssprachenunterricht verschwinden, 
weil in allen Sprachen diff erenzierter Unterricht angeboten wird, der Vorerfahrun-
gen außerhalb der Schule berücksichƟ gt.
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Für die KommenƟ erung dieses Beitrags im neu geschaff enen DebaƩ enformat des 
Rats für MigraƟ on erhoff e ich mir, dass die Vorschläge und off en gebliebene Fragen 
kriƟ sch diskuƟ ert werden. Dadurch kann hoff entlich eine robuste ArgumentaƟ on 
entwickelt werden, um die Diskriminierung von mehrsprachig Aufgewachsenen 
durch die Fremdsprachenanforderungen bei Schulabschlüssen abzuschaff en.

2. Schlussbemerkungen

Zum IniƟ albeitrag beim Rat für MigraƟ on sind sechs Kommentare aus der Sicht un-
terschiedlicher wissenschaŌ licher Disziplinen und gewerkschaŌ licher Praxis veröf-
fentlicht worden, die den Beitrag im Grundtenor posiƟ v kommenƟ eren, ihn in un-
terschiedliche Fachdiskussionen einbeƩ en und auf weiterführende Überlegungen 
aufmerksam machen. Deutlich wird, dass die durch das Schulrecht gesetzte Auf-
spaltung der Sprachen in wenige schulisch vermiƩ elte „Fremdsprachen“ und viele 
„HerkunŌ ssprachen“, die bestenfalls eine „marginale WahlopƟ on“ darstellen (vgl. 
Woerfel, Küppers & Schroeder 2021: 34), für eine GesellschaŌ  nicht mehr zeitge-
mäß ist, in der ein großer Teil der Kinder von Anfang an mit mehr als einer Sprache 
aufwächst. 

In der schriŌ lichen DebaƩ e, die in einer Veröff entlichung des Rats für MigraƟ on 
nachlesbar ist (vgl. Rat für MigraƟ on 2021), sowie in vielen mündlichen Diskussi-
onen, unter anderem in der Tagungsreihe, auf der dieser Band beruht, bin ich auf 
eine Vielzahl von weiterführenden Aspekten hingewiesen worden, von denen ich 
einige in diesen Schlussbemerkungen aufgreifen möchte.

Wie wichƟ g ist eigentlich die „Fremdsprachenhürde“ auf dem Weg zum Abitur? 
Dazu gibt es unterschiedliche Auff assungen. Während Woerfel, Küppers & Schro-
eder (2021: 36) uneingeschränkt meine Einschätzung teilen, dass die Regelungen 
zur zweiten Fremdsprache „nicht selten eine unüberwindbare Bildungsbarriere auf 
dem Weg zum höchsten Bildungsabschluss“ darstellen, verweist Şimşek auf fehlen-
de quanƟ taƟ v-empirische Belege und bezweifelt diese Einschätzung (vgl. Şimşek 
2021). Hier besteht in der Tat ein weiterer empirischer Forschungsbedarf. Mögli-
cherweise besteht die Hürde nur im allgemeinbildenden System und kann im be-
rufsbildenden System überwunden werden. Immerhin wird inzwischen mehr als 
jede driƩ e Hochschulreife in berufl ichen Schulen erworben (vgl. Autorengruppe 
BildungsberichterstaƩ ung 2020: 184).

Worin besteht eigentlich der diskriminierende Charakter der derzeiƟ gen Regelun-
gen? Während Buchholtz (2021) in ihrem Kommentar in erster Linie auf die gene-
rellen Verpfl ichtungen zum Lernen von Deutsch und Fremdsprachen abstellt, kann 
auch der Zugang zu Sprachenprüfungen themaƟ siert werden. Als Beispiel kann eine 
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Regelung aus Niedersachsen genannt werden, die im Rahmen einer Überarbeitung 
der Rechtslage dort 2021 zur DebaƩ e stand:

Wenn ein Nachlernen der Pfl ichƞ remdsprachen nicht möglich ist oder aus-
sichtslos erscheint bzw. in besonderen Einzelfällen, können nach einge-
hender Beratung durch die Schule die Leistungen in der HerkunŌ ssprache 
anstelle der Leistungen in einer der Pfl ichƞ remdsprachen treten und durch 
eine Sprachfeststellungsprüfung nachgewiesen werden (Niedersächsisches 
Kultusministerium 2014: 335, 7.1.2).

Die Formulierungen, die es ähnlich auch in anderen Bundesländern gibt, legen 
nahe, dass zugewanderte Schüler und Schülerinnen mit gleichguten Kenntnissen 
einer Sprache manchmal eine Sprachprüfung machen dürfen und manchmal nicht, 
je nachdem, wie ihre Lernmöglichkeiten eingeschätzt werden und wie Schulleitun-
gen beraten. 

Aber auch die Tatsache an sich, dass mehrsprachig Aufgewachsene oŌ  eine vierte 
Sprache als sogenannte zweite Fremdsprache lernen müssen, wurde schon 2003 in 
einer wegweisenden Studie zur insƟ tuƟ onellen Diskriminierung als Hindernis für 
eine Schulzuweisung zum Gymnasium aufgeführt: 

Besonders die Realschulen geizen bei leistungsfähigen MigranƟ nnen bei der 
Versetzungsentscheidung am Ende der Erprobungsstufe jedoch mit Über-
gangsempfehlungen auf ein Gymnasium mit Verweis auf die „DriƩ e Fremd-
sprache“ (Französisch), weil „Viersprachigkeit“ (HerkunŌ ssprache, Unter-
richtssprache und zwei Fremdsprachen) den Migrantenkindern besonders 
schwerfallen müsse (Gomolla & Radtke 2009 (2003): 285).

Sind andere Möglichkeiten zur Wertschätzung von in Familien mit transnaƟ onalen 
Beziehungen gesprochenen Sprachen nicht eigentlich wichƟ ger als ein Rechtsan-
spruch auf Sprachenprüfung? Dem würde ich zusƟ mmen: Eine akzepƟ erende Hal-
tung von LehrkräŌ en, ein erweitertes Angebot an „Fremdsprachen“, mehr bilingu-
ale Schulen, die akƟ ve ErmuƟ gung zur Nutzung aller Sprachen für das Lernen in 
allen Fächern und eine verstärkte Ausbildung von in Deutschland sozialisierten und 
zugewanderten LehrkräŌ en für die Sprachen der MigraƟ onsgesellschaŌ  sind min-
destens ebenso wichƟ g. 

Der Rechtsanspruch auf Sprachenprüfung hat aus meiner Sicht zwei Vorteile, wa-
rum es sich lohnt, sich derzeit besonders dafür stark zu machen: Erstens ist er mit 
verhältnismäßig geringen Ressourcen umsetzbar, denn die Gestaltung eines ange-
messenen Anmeldeverfahrens und die RekruƟ erung und Schulung von Prüfungsbe-
rechƟ gten sind bei entsprechendem poliƟ schen Willen relaƟ v schnell zu realisieren, 
insbesondere wenn die Einführung schriƩ weise erfolgt und wenn Online-Prüfun-
gen zugelassen werden. Zweitens kann die Umsetzung des Rechtsanspruchs po-
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siƟ ve Rückwirkungen auf weitere Ziele haben: Wenn ein Anspruch auf Sprachen-
prüfungen exisƟ ert, wird ein Teil des Reichtums sprachlicher Kompetenzen in der 
deutschen GesellschaŌ  sichtbar gemacht. Wenn Sprachen im Schulabschluss zäh-
len, lohnen sich Anstrengungen für den Spracherwerb, und das gesellschaŌ liches 
PresƟ ge kann zunehmen.

Unter dem Einfl uss der vielfälƟ gen Rückmeldungen haben Yasemin Karakaşoğlu 
und ich gemeinsam einen Policy Brief verfasst, in dem wir den Vorschlag auf drei 
Seiten zugespitzt und der KMK zur Kenntnis gegeben haben (Karakaşoğlu & Vogel 
2021). Darin schlagen wir vor, dass die KMK bei der Neuregelung der Abiturprüfung 
die gesellschaŌ lich überkommenen Regelungen für die zweite Fremdsprache zu-
mindest um einen Rechtsanspruch auf Prüfung in allen Sprachen ergänzt, um ihren 
eigenen Zielen besser gerecht zu werden. Das könnte so aussehen:

Im Abitur wird eine Sprache geprüŌ , die an der Schule als Fach unterrichtet 
wird. Zusätzlich müssen Kenntnisse einer weiteren Sprache auf dem Niveau 
B1 nachgewiesen werden. Diese Kenntnisse können durch dreijährige Teil-
nahme am schulischen Sprachenunterricht mit mindestens ausreichendem 
Erfolg oder durch erfolgreiche Teilnahme an einer jährlich angebotenen 
Sprachprüfung in weiteren Sprachen nachgewiesen werden. (Karakaşoğlu & 
Vogel 2021)

Eine letzte Bemerkung, da dieser Vorschlag in einem Band zum herkunŌ ssprachli-
chen Unterricht vorgestellt wird. Wenn in diesem Vorschlag weder vom Fremd- noch 
vom HerkunŌ ssprachenunterricht die Rede ist, geht es nicht um die Abschaff ung, 
sondern um die Aufwertung von binnendiff erenziertem kultursensiblem Sprachun-
terricht, wie er seit vielen Jahren von engagierten LehrkräŌ en als herkunŌ ssprach-
licher Unterricht angeboten wird. 

Dr. Dita Vogel ist Senior Researcher im Arbeitsbereich Interkulturelle Bildung an der Universität Bremen. 
Im Forschungs- und Entwicklungsprojekt TransnaƟ onale Mobilität in Schulen hat sie gemeinsam mit 
Kolleg*innen Impulse zu einer transnaƟ onal inklusiven Schulentwicklung und BildungspoliƟ k vorgestellt 
(tramis.de/impulse). Nach der PromoƟ on an der Universität Bremen war Vogel als leitende Forscherin 
an zahlreichen interdisziplinären und vergleichenden Projekten im MigraƟ ons- und Bildungsbereich an 
den Universitäten Bremen und Oldenburg sowie dem Hamburgischen WeltWirtschaŌ sInsƟ tut beteiligt. 
Ihre aktuellen Schwerpunkte in Forschung und Lehre liegen in der Entwicklung von BildungspoliƟ k und 
Schulentwicklung in Bezug auf MigraƟ on, Mobilität und Sprachen in Bremen, Deutschland und in inter-
naƟ onal vergleichender PerspekƟ ve.
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